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1. Ausgangslage und Struktur 
 

Die Gemeinsamen Erklärung über verbindliche Kriterien und Standards für eine unabhängige 

Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch in der katholischen Kirche in Deutschland des UBSKM und der 

DBK vom 28. April 2020 (im Folgenden: Gemeinsame Erklärung) sieht vor, dass in jedem (Erz-)Bistum 

eine Unabhängige Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs eingerichtet wird. 

Nach Gegenzeichnung der Gemeinsamen Erklärung durch den Erzbischof von Köln am 11. März 2021 

wurden die Mitglieder der Unabhängigen Aufarbeitungskommission für das Erzbistum Köln mit 

Wirkung zum 21. März 2022 in das Gremium berufen. Die konstituierende Sitzung des Gremiums fand 

am 1. Juni 2022 statt. Sie diente unter anderem dem Austausch mit dem Erzbischof und weiteren 

Vertretern des Erzbischöflichen Generalvikariats über die Aufgaben der und die Erwartungen an die 

Kommission. Es wurde die Unabhängigkeit des Gremiums betont sowie die Ausarbeitung einer 

Geschäftsordnung vereinbart. In der Folge hat die Kommission Prof. Dr. Stephan Rixen zu ihrem 

Vorsitzenden gewählt und verschiedene Arbeitsgruppen gegründet. 

Kurz nach Aufnahme der inhaltlichen Arbeit gaben die vom Land Nordrhein-Westfalen in die 

Kommission berufenen Mitglieder, Herr Prof. Dr. Stephan Rixen und Frau Dr. Marion Gierden-Jülich, 

im Dezember 2022 bekannt, dass sie sich aus dem Gremium zurückziehen. Die Kommission wählte 

daraufhin Herrn Prof. Dr. Jens Kuhn zu ihrem kommissarischen Vorsitzenden und führte die Arbeit 

zunächst fort. Mit Rücksicht auf das Fehlen von Vertretern der Landesregierung wurde jedoch bewusst 

darauf verzichtet, durch wesentliche Entscheidungen zu starke Akzente in der inhaltlichen Ausrichtung 

der Arbeit zu setzen. 

Im Oktober 2023 hat die Landesregierung Frau Elisabeth Auchter-Mainz und Frau Michaela Lübbering 

als neue Mitglieder der Kommission benannt. Auch die übrigen Mitglieder wurden daraufhin mit 

Wirkung zum 1. Januar 2024 erneut für drei Jahre in das Gremium berufen. Im September 2024 hat 

Frau Erika Nagel, die vom Erzbistum Köln in die Kommission berufen worden war, ihr Amt niedergelegt. 

Ihr Platz ist derzeit vakant. Die derzeitige Amtsperiode der UAK Köln endet am 31. Dezember 2026. 

Die Unabhängige Aufarbeitungskommission für das Erzbistum Köln (im Folgenden: UAK Köln) setzt sich 

derzeit aus den folgenden Personen zusammen: 

Durch das Land Nordrhein-Westfalen berufene Mitglieder 

 Elisabeth Auchter-Mainz 

o Generalstaatsanwältin a.D. (bis 2016) 

o Ehemalige Beauftrage für den Opferschutz des Landes Nordrhein-Westfalen 

 Michaela Lübbering 

o Ehemalige Abteilungsleiterin im Familienministerium NRW 

o Juristin 

Mitglieder aus dem Kreise der Betroffenen, berufen durch den Betroffenenbeirat im Erzbistum Köln 

 Christina Zumdieck 

o Diplom-Psychologin 

o Systemische Therapeutin 

 Peter Bringmann-Henselder 

o Journalist 

Durch das Erzbistum Köln berufene Mitglieder 
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 Prof. Dr. Jens Kuhn (gewählter Vorsitzender) 

o Chefarzt und Ärztlicher Direktor Alexianer Köln GmbH 

o Außerplanmäßiger Professor und wissenschaftlicher Mitarbeiter der medizinischen 

Fakultät der Universität zu Köln bzw. der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie der 

Uniklinik Köln 

o Facharzt für Neurologie, Nervenheilkunde, Psychiatrie und Psychotherapie 

 Hans Scholten 

o Vorsitzender des Bundesverbandes katholische Einrichtungen und Dienste der 

Erziehungshilfe e.V. (2009-2017) 

o Leiter des Jugendhilfezentrums Raphaelshaus Dormagen (1987-2017) 

o Sozialpädagoge und Familientherapeut 

 

2. Rechtliche Rahmenbedingungen 
 

Grundlage für die Arbeit der Unabhängigen Aufarbeitungskommission für das Erzbistum Köln ist die 

Gemeinsame Erklärung über verbindliche Kriterien und Standards für eine unabhängige Aufarbeitung 

von sexuellem Missbrauch in der katholischen Kirche in Deutschland vom 28. April 2020, die der 

Erzbischof von Köln am 11. März 2021 gegengezeichnet hat (Amtsblatt des Erzbistums Köln, April 2021, 

Nr. 55). 

Aufgaben, Zusammensetzung und Arbeitsweise der UAK Köln sind im Statut für die Unabhängige 

Aufarbeitungskommission für das Erzbistum Köln vom 15. Mai 2024 näher geregelt (Amtsblatt des 

Erzbistums Köln, Juni 2024, Nr. 86). 

Die UAK Köln hat sich am 16. Mai 2024 eine Geschäftsordnung zur internen Regelung der Sitzungen 

und der Beschlussfassung gegeben. 

Unter Berücksichtigung der Musterordnung zur Regelung von Einsichts- und Auskunftsrechten in Bezug 

auf Sachakten, Verfahrensakten, Registraturakten und vergleichbare Aktenbestände der laufenden 

Schriftgutverwaltung der Deutschen Bischofskonferenz vom 24. Februar 2023 hat die UAK Köln 

zusammen mit der Justiziarin des Erzbischöflichen Generalvikariats eine Ordnung für Auskunfts- und 

Einsichtsrechte erarbeitet, die an die Gegebenheiten im Erzbistum Köln angepasst ist. Diese Ordnung 

ist mit Amtsblatt vom 1.März 2025 in Kraft getreten. 

Die UAK Köln hat sich mit dem Erzbistum Köln auf eigenen Wunsch darüber ins Benehmen gesetzt, 

dass sie zur Unterstützung ihrer Arbeit auf die personellen Ressourcen des Erzbischöflichen 

Generalvikariats zurückgreifen kann. Nachdem das Gremium zunächst durch die Stabsstelle 

Aufarbeitung administrativ unterstützt wurde, erhält sie diese Unterstützung nach der Gründung der 

Stabsstelle Intervention & Aufarbeitung im Juni 2024 von dem Referenten für Aufarbeitung. Er nimmt 

auf Wunsch der UAK Köln an Sitzungen teil, erstellt ein Protokoll und übernimmt je nach Bedarf weitere 

administrative Aufgaben. 

 

3. Auftrag und Inhalt der Berichterstattung 
 

Gemäß Nr. 4.1 der Gemeinsamen Erklärung berichtet die UAK auf Ebene der jeweiligen (Erz-)Diözese 

jährlich in schriftlicher Form an die UBSKM und an den jeweiligen Ordinarius. Darüber hinaus soll nach 
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fünf Jahren ein vorläufiger Abschlussbericht vorgelegt werden. Die Berichtspflicht wird in § 6 des 

Statuts für die Unabhängige Aufarbeitungskommission für das Erzbistum Köln näher konkretisiert. 

Gemäß Nr. 3.1 der Gemeinsamen Erklärung über verbindliche Standards für eine unabhängige 

Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch in der katholischen Kirche in Deutschland gehört zu den 

Aufgaben der Unabhängigen Aufarbeitungskommission insbesondere: 

 die quantitative Erhebung des sexuellen Missbrauchs in der (Erz-)Diözese, 

 die Untersuchung des administrativen Umgangs mit Täter/innen und Betroffenen und 

 die Identifikation von Strukturen, die sexuellen Missbrauch ermöglicht oder erleichtert oder 

dessen Aufdeckung erschwert haben. 

Diese Aufgabenbereiche werden durch das Statut für die UAK Köln näher konkretisiert. 

In Anbetracht der Tatsache, dass die quantitative Erhebung des sexuellen Missbrauchs im Erzbistum 

Köln für den Zeitraum von 1975 bis 2018 durch das im März 2021 veröffentliche Gutachten der Kanzlei 

Gercke Wollschläger bereits durchgeführt worden ist, wurde der Schwerpunkt der Untersuchung 

durch die UAK Köln zunächst auf den administrativen Umgang des Erzbistums Köln mit Tätern und 

Betroffenen gelegt. Darunter fallen insbesondere folgende Themenbereiche, die Gegenstand der 

Untersuchungen der vergangenen Monate waren und über die in diesem Zwischenbericht informiert 

wird: 

 die Kontrolle von beschuldigten und straffällig gewordenen Klerikern 

 die Umsetzung des Verfahrens zur Anerkennung des Leids und die Begleitung der Betroffenen 

bei der Antragsstellung (dazu gehört insbesondere auch der Austausch mit dem 

Betroffenenbeirat des Erzbistums Köln sowie mit dem Beraterstab für Fragen des sexuellen 

Missbrauchs), 

 der Umgang mit Betroffenen im Erstkontakt und im weiteren Austausch mit den unabhängigen 

Ansprechpersonen. 

Darüber hinaus sieht die UAK Köln die Überprüfung der Präventionsarbeit im Erzbistum Köln als einer 

ihrer besonders relevanten Aufgaben. Die Identifikation von Strukturen, die sexuellen Missbrauch 

ermöglicht oder erleichtert oder dessen Aufdeckung erschwert haben, ist eine von mehreren 

Grundvoraussetzungen für eine gelingende Präventionsarbeit. Gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 4 des Statuts für 

die UAK Köln gehört zu den Aufgaben des Gremiums deshalb auch die kritische Begleitung der Planung, 

Durchführung und Evaluation von Maßnahmen gegen sexuellen Missbrauch. Auch dieses 

Themengebiet ist deshalb Gegenstand dieses Zwischenberichts, wird aber auch zukünftig eine 

besondere Würdigung erfahren. 

Nach § 1 Abs. 2 Nr. 9 des Status für die UAK Köln gehört es ferner zu den Aufgaben des Gremiums, 

Empfehlungen zur Verbesserung der Aufarbeitung, insbesondere der Prävention, vorzulegen. Mit dem 

Zwischenbericht über die Arbeit des Gremiums und die Umsetzung der Maßnahmen im Erzbistum Köln 

werden von daher konkrete Handlungsempfehlungen zu jedem der untersuchten Themengebiete 

verbunden. 

 

4. Arbeitsweise 
 

Die Wahrnehmung der Aufgaben der Kommission werden in erster Linie durch kritische Befragung der 

Mitarbeiter des Erzbischöflichen Generalvikariats und sonstiger Funktionsträger im Bereich 
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Prävention, Intervention und Aufarbeitung gewährleistet. Dazu werden die entsprechenden Personen 

gezielt zu Sitzungen des Gremiums eingeladen und um Stellungnahme zur Umsetzung der Maßnahmen 

in ihren jeweiligen Funktionsbereichen gebeten. Begleitet werden diese Befragungen durch eine 

kritische Auseinandersetzung mit den jeweils einschlägigen rechtlichen Rahmenbedingungen, deren 

Funktionalität nicht nur mit Blick auf ihre Umsetzung in der Praxis, sondern auch inhaltlich einer 

Prüfung unterzogen werden. 

Sind an einem Funktionsbereich mehrere Personen in unterschiedlichen Funktionen eingebunden, 

wird Wert daraufgelegt, diese Schnittpunkte aus den unterschiedlichen Perspektiven möglichst 

umfangreich auszuleuchten und zu hinterfragen. Diese Herangehensweise ermöglicht, die Angaben 

der Mitarbeiter durch kritische Rückfragen bei anderen in den konkreten Arbeitsprozess 

eingebundenen Personen zu überprüfen, sodass letztlich ein möglichst neutrales Bild von den 

tatsächlichen Arbeitsabläufen entsteht. Dazu werden auch Gespräche mit Personen geführt, die in 

anderen Institutionen tätig sind und die die Umsetzung der Maßnahmen im Erzbistum Köln von außen 

bewerten können. 

Ebenso ist es ein Anliegen, im regelmäßigen Austausch mit den anderen Aufarbeitungsgremien im 

Erzbistum Köln zu stehen. Deshalb wird der Kontakt mit dem Betroffenenbeirat und dem Beraterstab 

für Fragen des sexuellen Missbrauchs gepflegt. Die Vorsitzenden beider Gremien waren bereits in den 

Sitzungen der UAK Köln zu Gast. Mit dem Betroffenenbeirat hat am 11. Februar 2025 eine gemeinsame 

Sitzung stattgefunden. Der Kontakt mit weiteren Betroffenen dient dazu, die Betroffenenperspektive 

in die Aufarbeitungsarbeit noch weiter einzubeziehen und das Augenmerk auf Felder zu richten, in 

denen aus Sicht der Betroffenen Handlungsbedarf besteht. 

Neben der Überprüfung der Aufarbeitungsschritte im Erzbistum Köln besteht Austausch mit den 

Unabhängigen Aufarbeitungskommissionen anderer (Erz-)Diözesen. Die UAK Köln war bei der 

bundesweiten Austauschsitzung der Unabhängigen Aufarbeitungskommissionen 2023 sowie bei der 

bundesweiten Fachtagung der Unabhängigen Aufarbeitungskommissionen vom 7. bis 8. Oktober 2024 

in Frankfurt am Main vertreten. Der Vorsitzende der bundesweiten Austauschsitzung war zu Gast in 

einer der Sitzungen der UAK Köln. Schließlich nimmt die UAK Köln auch regelmäßige Treffen mit den 

Unabhängigen Aufarbeitungskommissionen der anderen (Erz-)Bistümer in Nordrhein-Westfalen wahr. 

 

5. Kontrolle von beschuldigten und straffällig gewordenen Klerikern 
 

Gemäß Nr. 3.1 der Gemeinsamen Erklärung gehört es zu den Aufgaben der Unabhängigen 

Aufarbeitungskommission, den administrativen Umgang der Diözese mit Tätern und Betroffenen zu 

untersuchen. Im Erzbistum Köln wird diese Aufgabe unter anderem durch die Kommission zur 

Kontrolle beschuldigter und straffällig gewordener Kleriker (Kontrollkommission) wahrgenommen. 

Zur Untersuchung der Funktions- und Arbeitsweise der Kontrollkommission war deren Vorsitzender, 

Herr Pfarrer Dr. Markus Wasserfuhr, als Gast zur Sitzung der UAK am 10. September 2024 geladen. 

Ebenfalls geladen war die Interventionsbeauftrage des Erzbistums Köln, Frau Katharina Neubauer, die 

ebenfalls Mitglied der Kontrollkommission ist. 

 

a) Hintergrund und Befragung der Verantwortlichen 
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Die Kontrollkommission im Erzbistum Köln geht unter anderem auf eine Empfehlung des Gutachtens 

der Kanzlei Gercke Wollschläger von März 2021 zurück. Die konstituierende Sitzung der 

Kontrollkommission fand im Dezember 2021 statt. Die rechtlichen Rahmenbedingungen der 

Kontrollkommission sind geregelt in der Ordnung über die Wahrnehmung der Aufsicht- und 

Fürsorgepflicht für Kleriker, die infolge der „Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 

Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige 

Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ vom 25. Juni 2021 mit Auflagen belegt sind (Amtsblatt des 

Erzbistums Köln, Juli 2021, Nr. 86), sowie in der Geschäftsordnung der Kommission zur Kontrolle 

beschuldigter oder straffällig gewordener Kleriker vom 1. Juli 2021 (Amtsblatt des Erzbistums Köln, 

August 2021, Nr. 97). 

Pfr. Dr. Wasserfuhr ist als Leiter des Bereichs Pastorale Dienste des Erzbischöflichen Generalvikariats 

qua Amt Vorsitzender der Kontrollkommission. Als Interventionsbeauftragte ist Frau Neubauer 

ebenfalls von Amts wegen Mitglied. Darüber hinaus besteht die Kontrollkommission aus zwei Personen 

mit Expertise aus dem staatlichen und dem kirchlichen Recht sowie einem weiteren Priester. Laut 

Angabe von Pfr. Dr. Wasserfuhr und Frau Neubauer tage die Kommission regelmäßig zwei Mal im Jahr. 

Zudem gebe es zwei Beauftragte der Kommission, die Hausbesuche bei den Klerikern durchführen. 

Dabei handele es sich um eine Psychologin und einen Priester. 

Laut Angabe von Pfr. Dr. Wasserfuhr und Frau Neubauer wurden zum Zeitpunkt der Befragung neun 

Kleriker durch die Kommission beobachtet. Dabei handele es sich nicht ausschließlich um Kleriker, die 

von einem staatlichen Gericht strafrechtlich verurteilt wurden. Vielmehr erfolge eine Beobachtung 

auch nach einer kirchenstrafrechtlichen Verurteilung oder dann, wenn eine Verurteilung gänzlich fehlt, 

aber Strafsicherungsmittel verhängt wurden. Als Voraussetzung für die Kontrolle genüge etwa bereits 

die Auflage, keinen Kontakt zu Kindern oder Jugendlichen aufzunehmen. Diese könne auch bereits bei 

einem schwerwiegenden Verdacht verhängt werden. Insgesamt stünden vier strafrechtlich verurteilte 

Kleriker unter Beobachtung. 

Die Kontrolle der Kleriker erfolge für gewöhnlich durch Hausbesuche, die gemeinsam durch eine 

Psychologin und einen Priester durchgeführt werden. Laut Auskunft des Vorsitzenden der 

Kontrollkommission geht es bei den Besuchen auch um die Erfüllung der Fürsorgepflicht gegenüber 

den Klerikern. Es werde dabei auch ein Blick auf die Lebenssituation des Klerikers geworfen sowie nach 

sozialen Kontakten und dem geistlichen Leben gefragt. Auch der Eindruck von der Wohnsituation des 

Klerikers spiele dabei eine Rolle. 

Als weitere Kontrollmaßnahmen kämen grundsätzlich auch die Verpflichtung zur Teilnahme an einer 

(Psycho-) Therapie in Frage. Dies treffe aber aktuell auf keinen Kleriker zu. Die Kontrollkommission 

suche auch das Gespräch mit den Leitenden Pfarrern, die für die Kleriker zuständig sind, und lasse sich 

bei diesem Anlass auch Dienstpläne vorlegen. Dadurch solle kontrolliert werden, ob Auflagen und 

Umgangsverbote auch eingehalten werden. Grundsätzlich seien alle Auflagen zeitlich unbefristet. Aus 

rechtlichen Gründen kämen weitreichende Umfeldrecherchen nicht in Betracht. 

 

b) Kritik 
 

Es ist als unzureichend zu bewerten, dass die Hausbesuche nur nach Anmeldung erfolgen. Durch die 

vorherige Benachrichtigung büßt die Kontrolle erheblich an Effektivität ein, da durch entsprechende 

Vorbereitung der Wohnsituation ein falsches Bild vermittelt werden kann. Zudem steht die Möglichkeit 

zur Vorbereitung auf das Gespräch einem realitätsnahen Eindruck entgegen. Die Erfahrung mit 

pädophil veranlagten Menschen zeigt, dass oftmals nur das Wissen um eine ständige Kontrolle 
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wirksamen Schutz vor Übergriffen oder Rückfällen verspricht. Es sollte bei beschuldigten und 

straffälligen gewordenen Klerikern zu einer „ständigen Präsenz des Rechts“ kommen. Als Vorbild 

können hier die Führungsaufsicht sowie die Bewährungshilfe aus dem staatlichen Recht dienen. 

Darüber hinaus wird der Kontrollkommission nahegelegt, die Bereiche Kontrolle und Fürsorge zu 

trennen und zwei verschiedenen Personen zu übertragen. Auch das Erstellen von 

Gefährlichkeitsgutachten wird im Einzelfall empfohlen. Ferner muss es eine verbindliche Einbeziehung 

der Leitenden Pfarrer geben, die den zu kontrollierenden Kleriker in Alltagssituationen näherstehen. 

Insgesamt erscheint es im Sinne effektiver Kontrolle äußerst ratsam, einen noch deutlich engeren 

Kontakt zu den beobachteten Klerikern aufzubauen. 

Als weiterer Problembereich erscheint der Umstand, dass das Kriterium des „akuten Anlasses“, der zu 

einer Verschärfung der Kontrolle eines Klerikers führt, nicht klar definiert ist. Die Mitglieder der 

Kontrollkommission gaben zwar an, dass etwa die Erregung öffentlichen Ärgernisses oder eine erneute 

Verdachtsmeldung zu einer Verschärfung der Kontrollen führen könnte. Es ist empfehlenswert eine 

Verschärfung der Kontrolle auch bereits auf entsprechende Einschätzung der Psychologin einzuleiten, 

die bei den Hausbesuchen anwesend ist. 

Als ähnlich problematisch erscheint, dass keine rechtliche Pflicht zur Kontrolle von Personen geregelt 

ist, die aus dem Klerikerstand entlassen wurden. Der Vorsitzende der Kontrollkommission erläuterte 

zwar, dass der Erzbischof insofern einer gewissen moralischen Nachsorgepflicht nachkomme. Eine 

Kontrolle im eigentlichen Sinne sei aber nicht vorgesehen und der Kirche rechtlich auch kaum möglich. 

Entsprechend geringe Handlungsmöglichkeiten zeichnen sich auch bei Ordensangehörigen ab, die auf 

dem Gebiet des Erzbistums Köln tätig sind. Hier bestehe zwar eine Rechtspflicht der Orden, den 

Ortsbischof über entsprechende Hintergründe eines Klerikers zu informieren. Letztlich sei man aber 

auf die gewissenhafte Ausführung dieser Pflicht seitens der Orden angewiesen. 

 

c) Empfehlungen 
 

 Es wird dringend empfohlen, Hausbesuche möglichst auch unangemeldet durchzuführen, um die 

Effektivität der Kontrolle zu gewährleisten (anlasslose Kontrollbesuche). 

 Es müssen klare Kriterien definiert werden, die zu einem außerplanmäßigen Besuch des Klerikers 

oder einer sonstigen Intensivierung der Kontrolle führen. Dabei sollte insbesondere auch der Rat 

psychologischen Fachpersonals herangezogen werden. 

 Die Einbeziehung der Leitenden Pfarrer muss intensiviert werden. Hier ist Unterstützung 

notwendig, weil es hier zu Rollenkonfusion kommen kann. Einerseits sollen die leitenden Pfarrer 

kontrollieren, gleichzeitig sind sie aber auch Mitbruder und Mitglied im Pastoralteam vor Ort. Hier 

bietet sich eine Supervision an. 

 Kontrolle und Fürsorge muss zwei getrennten Personen überantwortet werden. 

 Es sollte verstärkt über Therapieangebote informiert und das Wahrnehmen eines 

Beratungsgesprächs eingefordert werden. 

 Zur Gewährleistung dieser Punkte und zur Setzung eines praktikablen Handlungsmaßstabs wird 

empfohlen, die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Kontrolle zu überprüfen und in einer 

entsprechenden Ordnung für die Kontrollkommission zu aktualisieren. 
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6. Umsetzung des Verfahrens zur Anerkennung des Leids 
 

Gemäß Nr. 3.1 der Gemeinsamen Erklärung gehört es zu den Aufgaben der Unabhängigen 

Aufarbeitungskommission, den administrativen Umgang der Diözese mit Tätern und Betroffenen zu 

untersuchen. Zum administrativen Umgang mit Betroffenen gehört u.a. die Umsetzung des Verfahrens 

zur Anerkennung des Leids und die Begleitung der Betroffenen bei der Stellung ihres Antrags. 

Um sich ein Bild von dem Anerkennungsverfahren und seiner Umsetzung im Erzbistum Köln zu 

machen, ist die Interventionsbeauftragte des Erzbistums Köln, Frau Katharina Neubauer, zur Sitzung 

der UAK am 10. Oktober 2024 geladen worden. Als Interventionsbeauftrage und Leiterin der 

Stabsstelle Intervention & Aufarbeitung ist Frau Neubauer für die Umsetzung des 

Anerkennungsverfahrens zuständig. Weitere offene Fragen konnten in einem zweiten intensiveren 

Gespräch mit Frau Neubauer am 29. Oktober 2024 geklärt werden. Schließlich ist die Vorsitzende der 

Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen (UKA), Frau Margarete Reske, auf der Sitzung 

der UAK vom 14. Januar 2025 zu allgemeinen Verfahrensabläufen befragt und um Stellungnahme zum 

administrativen Austausch mit dem Erzbistum Köln gebeten worden. 

 

a) Hintergrund und Befragung der Verantwortlichen 
 

Das Verfahren zur Anerkennung des Leids wird durch die Ordnung für das Verfahren zur Anerkennung 

des Leids geregelt, die vom Ständigen Rat der Deutschen Bischofkonferenz am 24. November 2020 

beschlossen wurde (Anerkennungsordnung). Die aktuelle Fassung beruht auf Änderungen vom 26. 

April 2021 und vom 23. Januar 2023. 

Die Entscheidung über Anerkennungsleistungen liegt nicht bei den Bistümern, sondern ist der 

Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen (UKA) in Bonn vorbehalten. Das Verfahren bei 

Stellung eines Erstantrags sowie das Widerspruchsverfahren und das Verfahren bei Vorbringen neuer 

Informationen sind demnach vollständig aus der Bistumsverwaltung ausgelagert. Allerdings werden 

die Anträge der Betroffenen gemäß Nr. 5 Abs. 2 Anerkennungsordnung in aller Regel von den 

Ansprechpersonen der betroffenen kirchlichen Institutionen entgegengenommen. Die 

Ansprechpersonen leisten den Betroffenen Unterstützung bei der Antragsstellung. 

Gemäß Nr. 6 Abs. 1 Anerkennungsordnung obliegt es den Ansprechpersonen, die Anträge vor 

Weitergabe an die UKA in Zusammenarbeit mit der betroffenen kirchlichen Institution einer 

Plausibilitätsprüfung zu unterziehen. Laut Anerkennungsordnung ist eine Tatschilderung als plausibel 

zu bewerten, wenn sie objektiven Tatsachen nicht widerspricht und im Übrigen bei Würdigung aller 

Umstände eine überwiegende Wahrscheinlichkeit für ihre Richtigkeit spricht. Bei Unklarheiten wendet 

sich die Geschäftsstelle der UKA mit Rückfragen an die Ansprechperson oder die kirchliche Institution. 

Die Letztentscheidung liegt bei der UKA. 

Im Erzbistum Köln liegt die institutionelle Mitwirkung bei der Antragsstellung im Zuständigkeitsbereich 

der Stabsstelle Intervention & Aufarbeitung. Die Interventionsbeauftrage Frau Neubauer gab zur 

konkreten Ausgestaltung des Verfahrens an, dass die Kommunikation zwischen den Betroffenen und 

der UKA über ihre Stabsstelle laufe. 

Kenntnis von einem möglichen Fall sexuellen Missbrauchs erhalte die Stabsstelle regelmäßig entweder 

durch eine Verdachtsmeldung oder aber durch die Stellung eines Antrags auf Anerkennungsleistung. 

Im ersten Fall könne die Stabsstelle die Betroffenen direkt bei der Antragsstellung unterstützen, da 
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durch das Interventionsverfahren bereits ein Kontakt hergestellt sei. Wenn hingegen eine direkte 

Antragsstellung in der Stabsstelle eingehe, werde daraufhin immer ein Interventionsverfahren 

eröffnet, das auch eine Meldung des Falls an die Staatsanwaltschaft impliziere. Nach dem Gespräch 

mit der Ansprechperson biete die Stabsstelle den Betroffenen Hilfe bei der Ergänzung des Antrags an. 

Dies könne förderlich sein, um die Anträge um die notwendigen Informationen zu ergänzen, die für 

eine dem tatsächlichen Sachverhalt angemessene Anerkennungsleistung erforderlich sind. 

Zur Plausibilitätsprüfung gab die Interventionsbeauftrage an, dass dazu ein Formular verwendet 

werde. Die Ansprechpersonen gäben eine Stellungnahme zur Glaubhaftigkeit des geschilderten 

Sachverhalts ab, das Votum zur Plausibilität werde aber von der Stabsstelle erstellt. Für ein positives 

Plausibilitätsvotum seien keine Beweise erforderlich, vielmehr genüge die überwiegende 

Wahrscheinlichkeit. Beispielsweise prüfe die Stabsstelle regelmäßig, ob eine gemeinsame 

Anwesenheit des Betroffenen und des Beschuldigten am Tatort möglich war. Insgesamt scheiterten 

nur sehr wenige Fälle an der Plausibilitätsprüfung. Ein Votum zur Höhe der Anerkennungsleistung gebe 

die Stabsstelle nicht ab. Diese Entscheidung läge vollständig bei der UKA. Auf Nachfrage gab die 

Interventionsbeauftragte an, dass Betroffene nach Abschluss des Verfahrens die Möglichkeit hätten, 

sich durch Akteneinsicht Kenntnis von den Voten zu verschaffen. 

Die Vorsitzende der UKA, Frau Reske, hat im Gespräch mit der UAK Köln zu dem administrativen 

Umgang des Erzbistums Köln in Anerkennungssachen Stellung bezogen und die Zusammenarbeit als 

positiv bewertet. Insbesondere die Verwendung eines Formulars zur Erstellung des 

Plausibilitätsvotums erleichtere die Bearbeitung und führe zu mehr Vergleichbarkeit. Ferner 

beinhalteten die Anträge aus Köln regelmäßig die für eine Entscheidung erforderlichen Informationen, 

was auch auf die engagierte Arbeit der unabhängigen Ansprechpersonen zurückzuführen sei. 

Zur Kostentragung erklärte die Interventionsbeauftrage, dass jede Institution, die sich dem UKA-

Verfahren angeschlossen hat, bei der UKA ein eigenes Konto besitze, auf das die Institution regelmäßig 

Geld einzahle. Bis zu einer Höhe von 50.000 EUR könne die UKA bei Antragsbescheidung selbst die 

Auszahlung der Anerkennungsleistung anordnen. Überschreitet die empfohlene 

Anerkennungsleistung diesen Wert, müsse zuvor eine Freigabe durch die jeweils betroffene Institution 

erfolgen. Wenn der in einem Antrag geschilderte Sachverhalt mehrere Bistümer betrifft, erfolge von 

Seiten der UKA eine Empfehlung zur Verteilung der Kosten. 

Laut Angaben der Interventionsbeauftragen kann die Bearbeitung eines Antrags durch die UKA 

zuweilen sehr viel Zeit in Anspruch nehmen. Auch Zwischenbenachrichtigungen durch die UKA 

erfolgten grundsätzlich nicht. Die Interventionsbeauftrage erkennt darin eine zusätzliche Belastung für 

die Betroffenen. Als belastend werde auch der Umstand empfunden, dass die UKA ihre 

Entscheidungen nicht begründet. Die Vorsitzende der UKA gab an, dass bei der Bearbeitung der 

Anträge ältere und erkrankte Personen priorisiert behandelt würden. 

Die Interventionsbeauftrage schilderte ihren Eindruck, dass die meisten Fallmeldungen plausibel sind 

und die Betroffenen den Antrag im UKA-Verfahren zur Bewältigung der Vergangenheit nutzten. Dies 

stimmt mit dem Eindruck der Vorsitzenden der UKA überein, wonach nur etwa 2–3% der Anträge mit 

einem negativen Plausibilitätsvotum eingehen. Laut Angaben der Interventionsbeauftragen sei jedoch 

eine gewisse Veränderung zu beobachten, seitdem die Anerkennungsleistungen besonders hoch 

ausfallen. Mittlerweile gebe es sogar Literatur als Anleitung dazu, möglichst hohe 

Anerkennungszahlungen zu erwirken. 

Neben den Bistümern hat sich laut Angabe der Interventionsbeauftragen vor Kurzem auch der 

Caritasverband dem UKA-Verfahren angeschlossen. Anträge, die im Zusammenhang mit einer 

Einrichtung stehen, die dem Caritasverband angehört, würden deshalb nicht mehr durch das Erzbistum 
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Köln verwaltet. Der Caritasverband kümmere sich nunmehr selbst um die Prüfung und Weiterleitung 

der Anträge. 

Seit Gründung der UKA im Jahr 2021 wurden laut Angaben der Stabsstelle Intervention & Aufarbeitung 

im Erzbistum Köln 203 Erstanträge bearbeitet, wovon zum Stichtag am 10.02.2025 bereits 191 an die 

Kommission weitergeleitet wurden. Hinzu kommen Anträge im Widerspruchsverfahren (insg. 88) und 

im Verfahren nach Nr. 12 Abs. 2 Anerkennungsordnung zum Vorbringen neuer Informationen (insg. 

19), die bereits alle an die UKA weitergeleitet wurden. Vor Gründung der UKA gab es bei der Deutschen 

Bischofskonferenz ein Verfahren der Zentralen Koordinierungsstelle (ZKS), die bei Fällen sexuellen 

Missbrauchs Empfehlungen für die Leistung von Anerkennungszahlungen aussprach. In diesem 

Verfahren seien aus dem Erzbistum Köln insgesamt 163 Anträge gestellt worden. 

 

b) Kritik 
 

In der Vergangenheit ist es bei der Bearbeitung von Anträgen im UKA-Verfahren zu 

Kommunikationsproblemen zwischen dem Erzbistum Köln und einzelnen Trägern von Einrichtungen 

im Bereich des zuständigen Spitzenverbandes, des Diözesancaritasverbandes, gekommen. Bei 

Anerkennungsleistungen von mehr als 50.000 EUR ist die Freigabe durch das Erzbistum ohne 

Rücksprache mit den involvierten Trägern erteilt worden. Eine solche Rücksprache ist aber besonders 

vor dem Hintergrund notwendig, dass das Erzbistum die Träger später in Regress nehmen will oder 

genommen hat. 

Ferner begegnet man diesen Kommunikationsproblemen nur unzureichend, indem die Caritas selbst 

dem UKA-Verfahren beitritt. Dadurch kommt es bei der Bearbeitung der Anträge zu einer 

Doppelstruktur zwischen Bistum und Diözesancaritasverband, die möglicherweise die Kommunikation 

kompliziert. Zudem dürfte der Diözesancaritasverband zurzeit noch nicht über dieselben 

Erfahrungswerte im Umgang mit Verdachtsmeldungen und Anträgen auf Anerkennungsleistungen 

verfügen. Dies gilt vor allem, wenn Antragsbearbeitung auf Ortsverbände übertragen würden, die mit 

dieser Arbeit möglicherweise überfordert wären. Wenn man sich für eine solche Doppelstruktur 

entscheidet, sollte es auch in den Caritasverbänden entsprechend geschultes Personal sowie 

unabhängige Gremien zur Aufarbeitung geben. Dies ist bisher noch nicht gewährleistet. 

Klärungsbedürftig sind auch die Doppelfunktion des Spitzenverbandes in Bezug auf die 

spitzenverbandliche Loyalität und Vertretung seinen institutionellen Mitgliedern gegenüber und die 

anwaltschaftliche Parteinahme für die Betroffenen bei seiner neuen Aufgabe. 

Ferner ist es unter rechtlichen und moralischen Aspekten bedenklich, wenn das Erzbistum Köln Träger 

caritativer Einrichtungen wegen übernommener Anerkennungsleistungen in Regress nimmt. Nach 

dem Beitritt der Caritas zum UKA-Verfahren betrifft dies hauptsächlich noch laufende Verfahren, die 

zuvor in der Zuständigkeit des Erzbistums lagen. Diese Einschätzung gründet sich auf folgende 

Überlegungen: 

Die finanzielle Belastung der Träger mit der Zahlung von Anerkennungsleistungen ist problematisch, 

weil die Finanzierung caritativer Einrichtungen u.a. über Entgelte erfolgt. Diese werden unter 

Mitwirkung des jeweiligen Diözesancaritasverbandes, der Heimaufsicht beim Landesjugendamt und 

mit den zuständigen Jugendämtern verhandelt. Dabei werden Entgelte für die caritativen 

Dienstleistungen in der Regel pro Tag pro Person berechnet. Sie entsprechen dem Anforderungsgrad 

und der Qualität der Betreuung in der jeweiligen Einrichtung und setzen sich aus kostendeckenden 

Personal- und Sachkosten zusammen. Entgelte sind kostendeckend und zweckgebunden. Sollten im 
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Einzelfall Überschüsse entstehen, können die Entgelte angepasst werden bzw. diese Überschüsse nur 

für den jeweiligen Erziehungsauftrag verwendet werden. 

Auch zusätzliche Einnahmequellen aus in der Regel projektbezogenen Spenden oder 

zweckgebundenen Schenkungen und Vermächtnissen dürfen nicht zweckentfremdet werden. Dies gilt 

auch für Zins- und Pachterträge aus dem Bar- und Immobilienvermögen der Träger, die aufgrund der 

Gemeinnützigkeit weitgehend steuerbefreit sind. Bei als Stiftungen, gGmbH oder e.V. verfassten 

Trägern sind zweckwidrige Verwendungen rechtswidrig und können juristische Folgen nach sich ziehen 

– bis hin zur Aberkennung der Gemeinnützigkeit. Ein Rückgriff auf die Träger caritativer Einrichtungen 

zur Zahlung von Anerkennungsleistungen an Betroffene erscheint deshalb bereits rechtlich höchst 

problematisch. 

Die rechtliche Problematik wird noch durch den Umstand unterstrichen, dass es bei der Antragstellung 

im UKA-Verfahren im Interesse der Betroffenen lediglich zu einer Plausibilitätsprüfung kommt. Der 

volle Beweis für den geschilderten Missbrauch ist nicht erforderlich, was die UAK Köln ausdrücklich 

begrüßt. Dennoch kann dieser Maßstab auf das Verhältnis zwischen dem (Erz-)Bistum und dem in 

Regress genommenen Träger einer caritativen Einrichtung nicht einfach übertragen werden. 

Auch aus moralischer Perspektive ist nicht einzusehen, weshalb Entschädigungen für in der 

Vergangenheit liegende Taten zulasten der heutigen Klientel von caritativen Einrichtungen wie z.B. der 

Kinder- und Jugendhilfe oder Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen gehen sollen. 

 

c) Empfehlungen 
 

 Auf Basis einer Plausibilitätsprüfung kann eine Regressforderung gegen eine Sekundärinstitution 

nicht erfolgen.   

 Im Austausch zwischen dem Erzbistum und dem Diözesancaritasverband sollte darauf 

hingearbeitet werden, dass möglichst auch eine unabhängige Betreuung des Prozesses durch eine 

eigene UAK oder Mitglieder der UAK des Erzbistums Köln gewährleistet ist. Es sollte ebenfalls 

darauf hingewirkt werden, dass die Verantwortung bei der Bearbeitung von Anträgen im UKA-

Verfahren nicht an die Ortsverbände durchgereicht wird, sondern bei geschultem Personal auf 

Ebene des Diözesancaritasverbands liegt. 

 

7. Begleitung der Betroffenen durch die unabhängigen 

Ansprechpersonen 
 

Gemäß Nr. 3.1 der Gemeinsamen Erklärung gehört es zu den Aufgaben der Unabhängigen 

Aufarbeitungskommission, den administrativen Umgang mit Tätern und Betroffenen zu untersuchen. 

Dazu gehört der Umgang mit Betroffenen im Erstkontakt und im weiteren Austausch mit den 

unabhängigen Ansprechpersonen (vgl. § 1 Abs. 2 Nr. 2 des Status der UAK Köln). 

Um sich ein Bild von der Arbeit der unabhängigen Ansprechpersonen im Erzbistum Köln zu machen, 

wurden auf der Sitzung der UAK Köln vom 10. Dezember 2024 zwei der derzeit drei Ansprechpersonen 

zur ihrer Arbeit befragt. Zudem wurde auf der Sitzung der UAK Köln vom 14. Januar 2025 die 

Vorsitzende der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen (UKA), Frau Margarete Reske, 
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zur Zusammenarbeit mit dem Erzbistum Köln und den hiesigen unabhängigen Ansprechpersonen 

befragt. 

 

a) Hintergrund und Befragung der Verantwortlichen 
 

Der Status der unabhängigen Ansprechpersonen wird durch Nr. 4–6 der Interventionsordnung 

geregelt. Der Diözesanbischof beauftragt demnach fachlich qualifizierte und persönlich geeignete 

Personen als Ansprechpersonen für Verdachtsfälle sexuellen Missbrauchs. Sie sind von Weisungen 

unabhängig und dürfen nicht in einem weisungsgebundenen Beschäftigungsverhältnis zum 

Diözesanbischof stehen. 

Die Aufgaben der Ansprechpersonen werden durch Vorschriften der Interventionsordnung sowie der 

Ordnung für das Verfahren zur Anerkennung des Leids geregelt. Die Ansprechpersonen nehmen 

Hinweise auf sexuellen Missbrauch entgegen und führen mit den Betroffenen ein Erstgespräch. Sie 

informieren den Betroffenen über das mögliche weitere Verfahren, Hilfestellungen und 

Unterstützungsmöglichkeiten. Die Interventionsordnung sieht vor, dass seitens der beauftragten 

Ansprechperson eine weitere Person zu diesem Gespräch hinzugezogen wird. Der Betroffene oder sein 

gesetzlicher Vertreter können zu dem Gespräch eine Person des Vertrauens hinzuziehen. 

Die Ordnung für das Verfahren zur Anerkennung des Leids sieht vor, dass die Ansprechpersonen den 

Antrag auf materielle Leistungen und/oder Übernahme von Therapiekosten entgegennehmen. Sie 

leisten bei der Antragsstellung Hilfe, sofern dies gewünscht ist. Es ist vorgesehen, dass die 

Ansprechpersonen zusammen mit der vom Antrag betroffenen kirchlichen Institution die Plausibilität 

der erhobenen Beschuldigungen prüfen. Für das weitere Verfahren sieht die Ordnung vor, dass die 

Kommunikation mit der UKA über die Ansprechperson oder die kirchliche Institution laufen kann. Über 

den Abschluss des Verfahrens informiert die UKA sowohl die Ansprechperson als auch die kirchliche 

Institution. 

Zur konkreten Umsetzung dieser Aufgaben im Erzbistum Köln gaben die unabhängigen 

Ansprechpersonen Frau Röttgen und Herr Binot folgende Auskünfte: 

Herr Binot ist pensionierter Kriminalhauptkommissar und war während seiner beruflichen Laufbahn in 

den Bereichen häusliche Gewalt und Gefährdungssituationen tätig. Nach seiner Pensionierung nahm 

er an Schulungen im Bereich Coaching teil. Er ist seit August 2021 Ansprechperson im Erzbistum Köln. 

Frau Röttgen ist Diplompsychologin und Psychotherapeutin. In ihrer beruflichen Laufbahn war sie im 

Bereich Erziehungs- und Familienberatung tätig. Sie ist seit September 2024 Ansprechperson im 

Erzbistum Köln. 

Bei der dritten Ansprechperson handelt es sich um den Rechtsanwalt Herrn Gawlik, der am Sitzungstag 

verhindert war. 

Zu den Abläufen mit anderen eingebundenen Stellen im Erzbistum Köln gaben die Ansprechpersonen 

an, dass sie bei einem telefonischen Erstkontakt zunächst prüfen, ob sich der Betroffene ihnen wirklich 

offenbaren möchte. Dies sei notwendig, da bei strafrechtlich relevanten Tatschilderungen eine 

Weiterleitung des Falls an die Staatsanwaltschaft verpflichtend sei und auch tatsächlich durchgeführt 

werde. Da viele Betroffene jedoch Angst vor einer Aussage bei den Strafverfolgungsbehörden hätten, 

sei es wichtig, auf dieses Prozedere hinzuweisen und auch die Möglichkeit der Anonymität zu eröffnen. 

Das erste Gespräch mit Betroffenen erfolge fast immer telefonisch. Alle Ansprechpersonen verfügten 

über eine eigene Handynummer, auf der sie nahezu rund um die Uhr erreichbar seien. Nächtliche 
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Anrufe erreichten die Ansprechpersonen aber kaum. Nicht selten stelle man während des Telefonats 

fest, dass man unzuständig sei, da es sich nicht um einen Fall im Zusammenhang mit kirchlichen 

Einrichtungen handele. Dann verweise man an die jeweils zuständige Einrichtung, Beratungsstellen 

oder die Angebote der UBSKM. 

Nach dem telefonischen Erstgespräch folge ein Betroffenengespräch in den Räumen der Stabsstelle 

Intervention & Aufarbeitung. Dieses werde durch eine Referentin der Stabsstelle protokolliert. Wenn 

es für Betroffene unangenehm ist, das Gespräch in Räumlichkeiten des Erzbistums zu führen, könnten 

die Ansprechpersonen meistens vermitteln oder einen anderen Ort anbieten. Betroffenen werde die 

Möglichkeit angeboten, eine Vertrauensperson mitzubringen. Das Gesprächsprotokoll werde einem 

externen Rechtsanwalt zugeleitet, der die Angaben auf ihre strafrechtliche Relevanz prüfe. 

Das weitere Verfahren laufe in Zusammenarbeit mit der Stabsstelle Intervention & Aufarbeitung. Die 

Ansprechpersonen erstellten einen Eindrucksvermerk auf Grundlage des Betroffenengesprächs. Die 

Plausibilitätsprüfung erfolge danach aber weitgehend durch die Stabsstelle Intervention & 

Aufarbeitung. Dies sei notwendig, da dazu im Einzelfall auch Recherchen und 

Hintergrundinformationen zu den Beschuldigten notwendig seien. 

Die Stabsstelle Intervention & Aufarbeitung kümmere sich auch um die Weiterleitung eines Antrags 

auf Anerkennungsleistungen an die UKA. Allerdings leisteten die Ansprechpersonen Unterstützung 

beim Ausfüllen des Antrags, um Betroffenen eine zusätzliche Belastung zu ersparen. Auf dem 

Antragsformular vermerke man auch den Kontakt der zuständigen Ansprechperson. So werde 

gewährleistet, dass man über das weitere Verfahren und dessen Ausgang informiert bleibe. 

Auf Nachfrage teilte Herr Binot aus seiner mehrjährigen Erfahrung mit, dass einige 

Betroffenengespräche ihm auch persönlich sehr nahegegangen und präsent geblieben seien. Wenn 

die Anerkennungsleistungen den Vorstellungen der Betroffenen nicht entsprechen, sei es in 

Einzelfällen auch schon dazu gekommen, dass Betroffene ihrem Frust und ihrer Enttäuschung an ihm 

Luft verschafften. Das Erzbistum gebe den Ansprechpersonen deshalb bei Bedarf die Möglichkeit zu 

einer Supervision. Bei Problemen oder Verbesserungsvorschlägen wende er sich immer direkt an die 

Stabsstelle Intervention & Aufarbeitung. Der Austausch funktioniere gut. 

Die Vorsitzende der UKA, Frau Reske, gab an, dass sie einen positiven Eindruck von der Arbeit der 

unabhängigen Ansprechpersonen im Erzbistum Köln habe. Diesen Eindruck verschaffe sie sich anhand 

der aus dem Erzbistum Köln eingehenden Anträge,1 die regelmäßig die zur Entscheidung erforderlichen 

Informationen enthielten. Sie bewerte es als wichtig, dass die Betroffenen durch die unabhängigen 

Ansprechpersonen vor, während und nach Entscheidung des UKA begleitet würden. Dies sehe sie für 

das Erzbistum Köln als gewährleistet. 

 

b) Kritik 
 

Die Tätigkeit der Ansprechpersonen im Erzbistum Köln entspricht den rechtlichen Vorschriften aus den 

einschlägigen Ordnungen. Die Einbindung der Ansprechpersonen in das Verfahren bei der UKA ist eine 

wichtige Kontrollmaßnahme. Sie trägt dazu bei, das Vertrauen darein zu stärken, dass alle Meldungen 

und Anträge ernst genommen werden und zu einem Verfahren führen. Die zusätzliche Einbindung 

eines externen Rechtsanwalts verstärkt diesen Mechanismus noch. 

                                                           
1 Zur Anzahl der eingegangenen und weitergeleiteten Anträge aus dem Erzbistum Köln siehe oben bei Nr. 6) a) 
am Ende. 
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Die fachliche und persönliche Qualifikation der Ansprechpersonen Köln, die die Interventionsordnung 

stellt, ist im Erzbistum Köln gewährleistet. Dennoch ist der Eindruck entstanden, dass die Arbeit als 

unabhängige Ansprechperson ganz allgemein zu nicht unerheblichen Belastungen führen kann. Es ist 

deshalb empfehlenswert, dass die Ansprechpersonen in einen intensiveren Austausch untereinander 

treten sowie bei Bedarf Hilfe- und Beratungsangebote wahrnehmen. 

 

c) Empfehlungen 
 

 Regelmäßige Supervision für Ansprechpersonen und regelmäßiger Austausch untereinander. 

 Fortbildungen für Ansprechpersonen zu aktuellen Themen (z.B. zum umstrittenen Thema 

Erinnerungsverfälschung). Es sollte darauf hingewirkt werden, dass das bestehende 

Fortbildungsangebot der DBK und der UKA wahrgenommen wird. 

 Die dauerhafte Begleitung der Betroffenen durch Ansprechpersonen während des Verfahrens vor 

der UKA sollte beibehalten werden. 

 Ansprechpersonen sollten auf die psychosoziale Prozessbegleitung (§ 406g StPO) hinweisen, 

wenn Betroffene als Zeugen an einem Gerichtsverfahren beteiligt sind. 

 

8. Prävention 
 

Gemäß Nr. 3.1 der Gemeinsamen Erklärung gehört es zu den Aufgaben der Unabhängigen 

Aufarbeitungskommission, Strukturen zu identifizieren, die sexuellen Missbrauch ermöglicht oder 

erleichtert oder dessen Aufdeckung erschwert haben. Gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 4 des Statuts der UAK Köln 

gehört dazu auch die kritische Begleitung der Planung, Durchführung und Evaluation von Maßnahmen 

der Prävention sexuellen Missbrauchs. 

Um sich ein Bild vom derzeitigen Stand der Präventionsarbeit im Erzbistum Köln zu machen, ist die 

Präventionsbeauftragte und Leiterin der Stabsstelle Prävention, Frau Katja Birkner, zu den Sitzungen 

der UAK Köln am 19. Oktober 2022 und am 10. Dezember 2024 geladen worden. 

 

a) Hintergrund und Befragung der Verantwortlichen 
 

Als Präventionsbeauftrage für das Erzbistum Köln steht Frau Birkner als Hauptverantwortliche der 

Koordinierungsstelle zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt vor. Zu ihren Aufgaben gehören u.a. 

die Umsetzung der Präventionsordnung, das fortlaufende Qualitätsmanagement sowie die Betreuung 

irritierter Systeme. 

Die Strukturen der Prävention im Erzbistum Köln basieren auf der Ordnung zur Prävention gegen 

sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen vom 29. März 

2022 (Amtsblatt des Erzbistums Köln, Mai 2022, Nr. 72). Als Kirchengesetz bildet die 

Präventionsordnung damit die normative Grundlage für die Prävention gegen sexualisierte Gewalt. 

Vorgänger der derzeitigen Präventionsordnung gehen zurück bis auf das Jahr 2011. Dabei wurde die 

Ordnung regelmäßig angepasst. In NRW verfügen derzeit alle fünf (Erz-)Bistümer über eine einheitliche 

Präventionsordnung. 
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Die Präventionsordnung enthält wesentliche Definitionen sowie Regelungen zur Aufgabenverteilung 

unter den eingebundenen Stellen. Darüber hinaus enthält sie Vorschriften zu den einzelnen 

Schutzmaßnahmen. Dazu gehört u.a. die Umsetzung der Präventionsschulungen, die Qualifikation von 

Präventionsfachkräften sowie das Erstellen institutioneller Schutzkonzepte. 

Befragt zur tatsächlichen Umsetzung der Präventionsordnung im Erzbistum Köln gab die 

Präventionsbeauftragte an, dass sie die Präventionsschulungen mit Unterstützung der von ihr 

geleiteten Stabsstelle Prävention organisiere und koordiniere. Dazu ordne man die ehren- und 

hauptamtlichen Mitarbeiter je nach Tätigkeitsfeld in verschiedene Gruppen ein, für die jeweils 

unterschiedliche Schulungen verpflichtend seien (Basis, Basis Plus, Intensiv und Leitungsebene). 

Zudem fänden ein regelmäßiger Fachaustausch sowie Fortbildungen statt. Ein erweitertes 

Führungszeugnis sei verpflichtend. Für angehende Priester werde das Thema Prävention nunmehr 

bereits in der Ausbildung relevant. Die Priesterausbildung sehe eine Intensivschulung vor sowie 

Vertiefungsschulungen in regelmäßigen Abständen von fünf Jahren. 

Laut Auskunft der Präventionsbeauftragten sorgt die Stabsstelle Prävention auch für die Qualifikation 

der Präventionsfachkräfte. Die Präventionsordnung sehe vor, dass jeder Träger im Erzbistum Köln 

unabhängig von seiner Größe über eine Präventionsfachkraft verfügen soll. Diese kümmere sich u.a. 

um das Schutzkonzept des Trägers, wobei der Träger aber letztverantwortlich bleibe. Die 

Präventionsfachkraft sei zu unterscheiden von der Kinderschutzfachkraft, die von staatlichen Gesetzen 

vorgeschrieben werde. Während die Kinderschutzfachkraft einzelne Meldungen bewerte und eine 

Risikoanalyse vornehme, habe die Präventionsfachkraft die Aufgabe zu koordinieren, zu steuern und 

zu unterstützen. Eine Personalunion beider Ämter sei deshalb nicht zu empfehlen. 

Auf Nachfrage erklärte die Präventionsbeauftragte, dass im Erzbistum Köln beispielsweise ca. 200 

Präventionsfachkräfte allein für Kindertagesstätten qualifiziert worden seien. Insgesamt gebe es ca. 

700 verschiedene Träger im Erzbistum Köln. Es seien bisher über 1200 Schutzkonzepte registriert 

worden. 

Zu den Schutzkonzepten erklärte die Präventionsbeauftragte, dass diese unter Anleitung der 

Präventionsfachkraft partizipativ erstellt werden sollen, d.h. beispielsweise unter Einbeziehung aller 

Bereiche innerhalb einer Kirchengemeinde. Dabei würden haupt- und ehrenamtliche Mitarbeiter, aber 

auch Vertreter der Messdiener sowie der Kinder-, Jugend- und Seniorengruppen in die Erstellung einer 

Risikoanalyse aktiv einbezogen. Dadurch solle gewährleistet werden, dass das Schutzkonzept auf die 

individuellen Gegebenheiten des Trägers zugeschnitten ist. Von Seiten der Stabsstelle Prävention 

erfolge deshalb keine Genehmigung des Schutzkonzepts, wohl aber eine fachliche Prüfung. 

Anschließend seien die Schutzkonzepte alle fünf Jahre zu überarbeiten. Bei mangelhafter Umsetzung 

halte die Präventionsordnung auch Sanktionsmöglichkeiten bereit. Die Präventionsbeauftragte hielte 

es unter dem Gesichtspunkt einheitlicher Qualitätsstandards für empfehlenswert, wenn 

Schutzkonzepte zukünftig durch die Stabsstelle Prävention genehmigt werden müssten. 

Ferner soll laut Auskunft der Präventionsbeauftragen durch die partizipative Erstellung des 

Schutzkonzepts gewährleistet werden, dass möglichst alle Beteiligten Kenntnis von dessen Inhalt 

haben. Die Präventionsbeauftragte stellte klar, dass eine Komplettüberwachung aller sensiblen 

Bereiche kaum möglich sei und deshalb auch nicht angestrebt werde. Es gehe aber darum, dass 

möglichst jeder weiß, wo er sich im Präventionsfall melden könne. Dies gelte zum einen für betreuende 

Erwachsene, die im Verdachtsfall sprachfähig sein müssen und durch eine Kultur des Hinsehens in die 

Lage versetzt werden, frühzeitig ihre Hilfe anzubieten bzw. eingreifen zu können. Aber auch Kinder 

und Jugendliche sollen durch Ihre Mitwirkung am Schutzkonzept lernen, an wen sie sich wenden 

können, wenn sie sich unwohl oder bedrängt fühlen. Deshalb sei es wichtig, dass Schutzkonzepte an 

der Basis entwickelt werden. 
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b) Kritik 
 

Die partizipative Erstellung von Schutzkonzepten ist eine zielführende Maßnahme, um mehr 

Sensibilisierung für das Thema Missbrauch zu erreichen. Gleichzeitig können den Beteiligten auf 

diesem Wege auch Handlungsempfehlungen an die Hand gegeben werden. Diese sollen ihnen helfen, 

sich situationsgerecht und souverän zu verhalten, wenn es entweder auf ihre Hilfe und ihr Einschreiten 

ankommt, oder sie sich selbst in einer Situation von Bedrängnis wiederfinden. Der persönliche 

Eindruck einiger Mitglieder der UAK Köln geht jedoch dahin, dass die Einbindung vor Ort noch nicht 

überall hinreichend gelingt. Vielmehr sind teilweise weiterhin Unkenntnis und Ratlosigkeit bezüglich 

der eigentlich in einer Institution etablierten Präventionskonzepte zu beobachten. Schließlich 

erscheint auch eine noch stärkere Einbeziehung der fachlichen Expertise aus der Stabsstelle Prävention 

empfehlenswert. 

 

c) Empfehlungen 
 

 Das Thema Partizipation sollte noch intensiver gefördert werden. Dazu sollte weiterhin ein enger 

Kontakt zum Trägerpersonal vor Ort gesucht bzw. dieser noch intensiviert werden. 

 Die Kompetenzen der Stabsstelle Prävention zur fachlichen Überprüfung der Schutzkonzepte 

sollten gestärkt werden, etwa durch die Einführung eines Genehmigungsvorbehalts. 

 Basierend auf den erfahrenen Zahlen (ca. 700 verschiedene Träger im Erzbistum Köln und über 

1200 registrierte Schutzkonzepte) und des großen Nutzens der Prävention wird empfohlen, die 

Stabsstelle Prävention personell zu stärken und durch weitere Ressourcen zu unterstützen. 

 

9. Einzelfallbasierte Aufarbeitung und Akteneinsicht 
 

Neben der Prüfung systemischer Maßnahmen gegen sexuellen Missbrauch im Erzbistum Köln gehört 

es auch zu den Aufgaben der UAK, die Aufarbeitung bestimmter Einzelfälle kritisch zu begleiten. In 

diesem Zusammenhang lag der Fokus bislang auf solchen Verdachtsmeldungen, die entweder in der 

medialen Berichterstattung für besonderes Interesse gesorgt haben oder durch externe 

zivilgesellschaftliche Organisationen an die UAK Köln herangetragen wurden. 

In einem Verdachtsfall konnte ein Gespräch zwischen externen Engagierten und Entscheidungsträgern 

des Erzbischöflichen Generalvikariats vermittelt werden, das zur Klärung genauerer Umstände und zur 

Befriedigung des öffentlichen Interesses an dem konkreten Fall beitragen sollte. In zwei weiteren 

Fällen wurden Vertreter der Bistumsleitung um Stellungnahme zum Umgang mit den 

Verdachtsmeldungen gebeten. Die kritische Begleitung wird an dieser Stelle noch intensiver 

fortgesetzt, nachdem zum 1.März 2025 die rechtlichen Grundlagen zur Akteneinsicht durch eine 

entsprechende Ordnung geregelt sind. 

Die Gewährung von Akteneinsicht ist häufig wesentliche Voraussetzung für die einzelfallbasierte 

Aufarbeitung. Dies gilt für die Akteneinsicht durch Unabhängige Aufarbeitungskommissionen ebenso 

wie durch einzelne Betroffene. Für Betroffene ist die Kenntnis vom Inhalt einer Akte und damit vom 

Umgang der Kirchenvertreter mit dem eigenen Fall unter Umständen ein wichtiger Beitrag zur 
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persönlichen Verarbeitung des Erlebten. Für die Arbeit einer Unabhängigen Aufarbeitungskommission 

ist sie wesentlich, um den administrativen Umgang mit Verdachtsmeldungen zu überprüfen (vgl. Nr. 

3.1 der Gemeinsamen Erklärung, § 1 Abs. 2 Nr. 2, 3 des Status der UAK Köln). 

In der gemeinsamen Sitzung der UAK Köln und des Betroffenenbeirats des Erzbistums Köln am 11. 

Februar 2025 ist deutlich geworden, dass es sowohl bei der Akteneinsicht durch die UAK als auch durch 

Betroffene Handlungsbedarf gibt. Einerseits konnte die zwischen der UAK Köln und der Justiziarin des 

Erzbischöflichen Generalvikariat ausgearbeitete Akteneinsichtsordnung erst zum 1.März 2025 in Kraft 

treten. Andererseits gaben Mitglieder des Betroffenenbeirats an, dass ihnen die Einsicht in sie 

betreffende Akten des Erzbischöflichen Generalvikariats mit Hinweis auf den Datenschutz versagt 

wurde. Hier besteht noch deutlicher Klärungsbedarf. 

Weil Akten zu sexuellem Missbrauch nicht nur sensible Daten des Beschuldigten und des Betroffenen 

beinhalten, sondern auch Informationen zu anderen von Missbrauch betroffenen Personen, müssen 

datenschutzrechtliche Grundsätze bei der Akteneinsicht gewahrt werden. Dennoch sollten praktische 

Wege gefunden werden, um Betroffenen unter Wahrung datenschutzrechtlicher Belange 

Akteneinsicht zu gewähren.  

 

10. Zusammenfassung und Ausblick 
 

Die Arbeit verschiedener Gremien und Institutionen im Erzbistum Köln verdeutlicht die 

Bedeutungszumessung zu dem übergeordneten Themenkomplex „Aufarbeitung und Prävention“, 

gleichzeitig kann dies in keinem Fall als vor einem Abschluss stehendes Projekt angesehen werden, 

sondern bedarf der kontinuierlichen Überprüfung, Weiterentwicklung und Verbesserung. Unter 

diesem Vorzeichen geht die Arbeit der UAK weiter und ist dieser Zwischenbericht zu verstehen. 

11. Anhang 
 

a) Statut der Unabhängigen Aufarbeitungskommission für das Erzbistum Köln 

(Amtsblatt des Erzbistums Köln, Juni 2024, Nr. 86) 
 

Hiermit errichte ich gemäß der Gemeinsamen Erklärung über verbindliche Kriterien und Standards für 

eine unabhängige Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch in der katholischen Kirche in Deutschland 

des unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs und der Deutschen 

Bischofskonferenz vom 28. April 2020, von mir gegengezeichnet am 11. März 2021, eine Kommission 

zur Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs und damit zusammenhängender Formen der Gewalt im 

Erzbistum Köln. 

Ich verpflichte mich, eine Aufarbeitung zu gewährleisten, die unabhängig erfolgt und deren Ergebnisse 

der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. 

§ 1 Aufgaben der Unabhängigen Aufarbeitungskommission 

(1) Die Unabhängige Aufarbeitungskommission für das Erzbistum Köln begleitet aktiv und kritisch 

durch Beratung und Monitoring die Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs sowie die Aufarbeitung damit 

zusammenhängender Formen der Gewalt im Erzbistum Köln. Aufarbeitung umfasst alle Aufgaben, 

Ziele und Gesichtspunkte, die in der „Gemeinsamen Erklärung über verbindliche Kriterien und 
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Standards für eine unabhängige Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch in der katholischen Kirche in 

Deutschland“ vom 28. April 2020 zur Aufarbeitung gezählt werden. 

(2) Beratung und Monitoring im Sinne von Absatz 1 beziehen sich auf alle Handlungsfelder sowie 

Verantwortungs- und Arbeitsebenen des Erzbistums Köln einschließlich formeller oder informeller 

Kontakte des Erzbistums Köln zu kirchlichen Organisationseinheiten, die vom Erzbistum Köln rechtlich 

unabhängig sind. Beratung und Monitoring umfassen insbesondere 

1. die Aufklärung struktureller Bedingungen, die insbesondere sexuellen Missbrauch, wie er in der 

Interventionsordnung des Erzbistums Köln in ihrer jeweils geltenden Fassung definiert ist, 

ermöglichen, 

2. die Untersuchung des Umgangs kirchlich Verantwortlicher mit Personen, die nach ihrem 

Bekunden insbesondere von sexuellem Missbrauch betroffen sind oder bei denen die 

Betroffenheit, etwa nach Entscheidungen staatlicher Gerichte, feststeht, 

3. die Untersuchung des Umgangs kirchlich Verantwortlicher mit Personen, gegen die sich 

insbesondere der Vorwurf sexuellen Missbrauchs richtet oder bei denen sich der Vorwurf, etwa 

nach Entscheidungen staatlicher Gerichte, bestätigt hat, 

4. die kritische Begleitung der Planung, Durchführung und Evaluation von Maßnahmen der 

Prävention sexuellen Missbrauchs, 

5. Gespräche insbesondere mit Betroffenen sowie Betroffeneninitiativen aus dem kirchlichen und 

dem nicht-kirchlichen Raum, 

6. die Durchführung von Veranstaltungen, die sich Themen der Aufarbeitung widmen, 

7. die Zusammenarbeit mit anderen diözesanen Aufarbeitungskommissionen, der bzw. dem 

Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs, der Unabhängigen 

Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Kindesmissbrauchs sowie mit sonstigen staatlichen, 

kirchlichen oder zivilgesellschaftlichen Stellen, die mit der Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs 

sowie mit dessen Prävention befasst sind, 

8. die Information der Öffentlichkeit über die Aktivitäten der Kommission, auch durch Berichte (vgl. 

§ 6), 

9. die Vorlage von Empfehlungen zur Verbesserung der Aufarbeitung, insbesondere zur Prävention; 

Gegenstand von Empfehlungen kann auch sein, dass historische, rechtliche, 

sozialwissenschaftliche oder an anderer fachlicher Expertise ausgerichtete Gutachten zu 

einzelnen Vorfällen, Zeiträumen, Handlungsfeldern sowie im kirchlichen Bereich tätigen 

Personen oder Organisationen erstellt werden. Die Kostenübernahme durch das Bistum für 

Gutachten orientiert sich an den üblichen bistumseigenen wirtschaftlichen Regelungen. 

(3) Das Erzbistum Köln unterstützt die Arbeit der Kommission unter Beachtung der rechtlichen 

Bestimmungen insbesondere zum Datenschutz und zur Verschwiegenheit. Soweit die Kommission um 

Informationen bittet, ist der Zugang zu ihnen zu gewähren, soweit keine zwingenden berechtigten 

Interessen anderer, konkret zu benennender Personen entgegenstehen. Wird der Zugang zur 

erbetenen Information verweigert, ist dies durch den Erzbischof schriftlich zu begründen. 

§ 2 Betroffene 

Die Kommission bietet Betroffenen, mit denen sie Gespräche führt, die Begleitung durch Personen mit 

psychologischer oder fachlich vergleichbarer Expertise an. Die Kommission kann geeignete Personen 
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benennen und in ihre Arbeit einbinden, die aufgrund ihrer beruflichen oder sonstigen Erfahrung 

besonders geeignet sind, Gespräche mit Betroffenen zu führen. 

§ 3 Zusammensetzung der Unabhängigen Aufarbeitungskommission 

(1) Die Kommission besteht aus sieben Mitgliedern: 

a) Zwei Personen aus dem Kreis der Betroffenen, die vom Betroffenenbeirat für die Arbeitsperiode 

ernannt werden. Das Erzbistum Köln darf den Betroffenenbeirat nicht beeinflussen. 

b) Zwei Personen, die von der Landesregierung Nordrhein-Westfalen für die Arbeitsperiode ernannt 

werden. Sie dürfen nicht im kirchlichen Dienst des Erzbistums Köln stehen oder gestanden 

haben und/oder einem diözesanen Laiengremium angehören. 

c) Drei Personen, die vom Erzbischof ernannt werden. Sie dürfen nicht im kirchlichen Dienst des 

Erzbistums Köln stehen oder gestanden haben und/oder einem diözesanen Laiengremium 

angehören. 

Die Mitglieder nach b) und c) müssen Expertinnen oder Experten aus der Wissenschaft, der Fachpraxis, 

der Justiz oder der öffentlichen Verwaltung sein. Sie sollen über persönliche oder fachliche 

Erfahrungen mit Prozessen der Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs in Institutionen verfügen. Es ist 

auf eine geschlechterplurale Besetzung zu achten. 

Die Arbeitsperiode der Unabhängigen Aufarbeitungskommission beträgt drei Jahre. 

(2) Die Mitglieder der Kommission nach Abs. 1 c) werden vom Erzbischof für die Dauer von drei Jahren 

(Arbeitsperiode) berufen. Eine wiederholte Berufung für weitere drei Jahre ist möglich. 

(3) Die Mitgliedschaft erlischt: 

a) Mit Ablauf der Arbeitsperiode, 

b) durch schriftliche Rücktrittserklärung gegenüber dem Erzbischof und dem Betroffenenbeirat 

bzw. der Landesregierung Nordrhein-Westfalen, 

c) bei Wegfall der jeweiligen Berufungsvoraussetzungen nach Absatz 1 oder 

d) durch Tod. 

Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird das Amt nach den Regelungen des Absatzes 1 für den Rest 

der Arbeitsperiode neubesetzt. 

(3) Die Mitgliedschaft in der Kommission ist ein Ehrenamt. Die Mitglieder erhalten eine 

Aufwandsentschädigung sowie Reisekostenerstattung in Anlehnung an die im Erzbistum Köln 

geltenden Bestimmungen zur Reisekostenerstattung. Der Anspruch auf eine Aufwandsentschädigung 

entsteht für jede Sitzung, die mindestens zwei Zeitstunden gedauert hat. Die Aufwandsentschädigung 

pro Sitzung beträgt 300 Euro. Die Gesamtsumme der Aufwandsentschädigungen pro Mitglied der 

Kommission soll 4.500 Euro jährlich nicht überschreiten. 

(4) Die Mitglieder verpflichten sich im Rahmen der rechtlichen Regelungen zur Verschwiegenheit und 

zum Schutz personenbezogener Daten, die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit für die Kommission 

bekannt werden. Diese Verpflichtung besteht auch nach ihrem Ausscheiden aus der Kommission fort. 

Bei Beendigung der Mitgliedschaft sind alle Dateien und Unterlagen, die im Zusammenhang mit der 

Mitarbeit in der Kommission übergeben worden, innerhalb eines Monats an die Kommission 

zurückzugeben oder zu löschen. Dies ist von dem ausgeschiedenen Mitglied textlich zu bestätigen. 
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(5) Bei Rücktritt eines Mitglieds während der Amtsperiode sind die übrigen Mitglieder der Kommission 

sowie der Erzbischof 14 Tage vor dem Rücktritt schriftlich zu informieren. Die 

Aufarbeitungskommission entscheidet über die Kommunikation des Rücktritts. 

§ 4 Unabhängigkeit 

(1) Die Mitglieder der Kommission sind unabhängig. Der Erzbischof oder von ihm beauftragte Personen 

sind insbesondere nicht berechtigt, den Mitgliedern der Kommission Weisungen hinsichtlich des Ortes 

und der Zeit der Tätigkeit oder der Art und Weise der Durchführung ihrer Tätigkeiten zu erteilen. 

(2) Mögliche Interessenkonflikte haben Mitglieder der Kommission frühzeitig offenzulegen und der 

bzw. dem Vorsitzenden mitzuteilen. 2Besteht ein Interessenkonflikt, darf das betreffende Mitglied der 

Kommission an der in Rede stehenden Entscheidung nicht mitwirken. 3Im Zweifelsfall wird ein 

Interessenkonflikt durch Beschluss der Kommission ohne Beteiligung des Betroffenen mit einfacher 

Mehrheit festgestellt. 4Die Kommission kann ein Mitglied mit Zustimmung von zwei Dritteln der 

Mitglieder der Kommission auffordern, die Mitgliedschaft durch schriftliche Austrittserklärung zu 

beenden, wenn ein Interessenkonflikt eine dauerhafte vertrauensvolle Zusammenarbeit nicht 

erwarten lässt. 

§ 5 Vorsitz 

(1) Die Kommission wählt aus ihrer Mitte eine Vorsitzende/einen Vorsitzenden sowie für den Fall 

ihrer/seiner Verhinderung eine Stellvertreterin/einen Stellvertreter. Möglich ist auch die Wahl einer 

Doppelspitze. Hat bei Wahlen im ersten Wahlgang keine Kandidatin bzw. kein Kandidat die Mehrheit 

der abgegebenen gültigen Stimmen erreich, findet eine Stichwahl zwischen den Kandidatinnen und 

Kandidaten statt, welche die beiden höchsten Stimmenzahlen erreicht haben. 

(2) Die/der Vorsitzende bzw. die Doppelspitze soll aufgrund ihrer/seiner beruflichen Erfahrung und 

gesellschaftlichen Stellung die Gewähr für eine weithin anerkannte Leitung der Kommission bieten. 

Die/der Vorsitzende bzw. die Doppelspitze soll nicht der Gruppe der Betroffenen angehören. 

(3) Die/der Vorsitzende bzw. die Doppelspitze leitet die Kommission. 

(4) Das Erzbistum Köln unterstützt die Tätigkeiten der Kommission organisatorisch unter Wahrung der 

Unabhängigkeit der Kommission durch die Einrichtung einer Geschäftsstelle. Sollte es hier zu 

Konflikten kommen, werden das Erzbistum Köln und die Unabhängige Aufarbeitungskommission 

gemeinsam eine Lösung finden, in der die Unabhängigkeit der Aufarbeitungskommission gewahrt wird. 

(5) Die/der Vorsitzende bzw. die Doppelspitze vertritt die Kommission nach außen, auch gegenüber 

den Medien. Sie/er stimmt sich insoweit mit der Kommission ab. 

§ 6 Berichtspflichten 

(1) Die Kommission berichtet in der Regel einmal jährlich schriftlich an den oder die Unabhängige/n 

Beauftragte/n für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs sowie an den Erzbischof. Spätestens einen 

Monat nach Ablauf einer Arbeitsperiode legt die Kommission einen Abschlussbericht vor. Auf 

Beschluss der Kommission sind die Berichte unter Beachtung persönlichkeits- und 

datenschutzrechtlicher Belange zu veröffentlichen. In jedem Fall ist eine Zusammenfassung der 

Ergebnisse, etwa im Rahmen einer Pressemitteilung, zu veröffentlichen. 

(2) Die Kommission nimmt den jeweiligen Bericht mit Mehrheitsbeschluss zur Kenntnis. Auf Wunsch 

von Mitgliedern, die zum Inhalt des Berichtes eine andere Auffassung haben, wird die Ablehnung in 

dem Bericht zum Ausdruck gebracht. 

§ 7 Schriftform, Textform 
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Soweit die vorstehenden Regelungen ein Handeln in Schriftform verlangen, ist damit jedes Handeln in 

Textform gemeint, insbesondere durch elektronische Kommunikation, z.B. per E-Mail. 

§ 8 Änderungen des Statuts 

Änderungen des Statuts bedürfen neben der des Erzbischofs der Zustimmung von zwei Dritteln der 

Mitglieder der Kommission. 

§ 9 Geschäftsordnung 

Die Aufarbeitungskommission gibt sich eine Geschäftsordnung. Der Beschluss zur Annahme der 

Geschäftsordnung muss mit mindestens einer Zweidrittelmehrheit der Kommissionsmitglieder gefasst 

werden. Erfolgt kein zustimmender Beschluss, genügt für die Annahme die einfache Mehrheit. 

§ 10 Inkrafttreten 

Das Statut für die Unabhängige Aufarbeitungskommission des Erzbistums Köln tritt rückwirkend zum 

1. Juni 2022 in Kraft. 

+ Rainer Maria Card. Woelki 

Erzbischof von Köln 

 

b) Geschäftsordnung der Unabhängigen Aufarbeitungskommission für das 

Erzbistum Köln 
 

Auf der Grundlage des Statuts für die Unabhängige Aufarbeitungskommission des Erzbistums Köln vom 

1. Juni 2022 gibt sich die Unabhängige Aufarbeitungskommission für das Erzbistum Köln folgende 

Geschäftsordnung: 

§ 1 Sitzungen der Unabhängigen Aufarbeitungskommission 

(1) Die Kommission tagt mindestens viermal im Jahr sowie bei Bedarf oder auf schriftlichen Antrag von 

mindestens zwei Mitgliedern bei der/dem Vorsitzenden unter Angabe von Gründen. 

(2) Sollte die Unabhängige Aufarbeitungskommission statt eines/einer Vorsitzenden und einer 

Stellvertretung eine Doppelspitze gewählt haben, gelten für diese alle Regelungen, die den Vorsitz der 

Unabhängigen Aufarbeitungskommission betreffen, entsprechend. 

(3) Die Sitzungen sind von der/dem Vorsitzenden in Textform unter Angabe der vorläufigen 

Tagesordnung und des Sitzungsformats einzuberufen. Die Sitzungstermine sollen von der/dem 

Vorsitzenden mit den übrigen Mitgliedern der Kommission rechtzeitig abgestimmt werden. Die 

Einladungen sollen spätestens eine Woche vor dem Tag der Sitzung zugehen. Die vorläufige 

Tagesordnung muss durch die Mehrheit der Mitglieder der Kommission zu Beginn der Sitzung 

genehmigt werden. 

(4) Die bzw. der Vorsitzende leitet die Sitzung. Bei der Wahl des/der Vorsitzenden kann die 

Sitzungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden Diskussion einem anderen 

Mitglied der Kommission übertragen werden. 

(5) Die Sitzungen sind regelmäßig nicht öffentlich. Das Anfertigen von Bild- und Tonaufnahmen 

während der Sitzung ist nicht zulässig. Einzelne Sitzungsbeiträge und das Verhalten einzelner 

Mitglieder in der Sitzung dürfen nur mit ihrer Zustimmung in die Öffentlichkeit kommuniziert werden. 

Durch Beschluss kann die Öffentlichkeit für eine Sitzung oder Teile einer Sitzung hergestellt werde. 
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Über jede Sitzung ist eine Niederschrift zu erstellen. Das Protokoll muss zu Beginn der nachfolgenden 

von den Mitgliedern der Kommission genehmigt werden. 

(6) Mit einer Zustimmung der Kommission dürfen Personen, die im Erzbistum Köln mit der 

Aufarbeitung, der Intervention und der Prävention befasst sind sowie andere kirchliche Mitarbeitende, 

soweit sie im Hinblick auf die Aufarbeitung, die Intervention oder Prävention oder damit 

zusammenhängende Aspekte Auskünfte geben können, als Gäste an den Sitzungen, solange dies 

erforderlich ist, teilnehmen. Weiteren Personen kann als Gast die Teilnahme gestattet werden, wenn 

und solange dies für die Erfüllung der Aufgaben der Kommission dienlich erscheint. 

(7) Über das Sitzungsformat entscheidet die/der Vorsitzende. Im Falle einer Online- oder Hybrid-

Veranstaltung gelten die Vorschriften zu Präsenzsitzungen entsprechend. 

§ 2 Beschlussfassungen der Unabhängigen Aufarbeitungskommission 

(1) Zu Beginn der Sitzung stellt der/die Vorsitzende die Beschlussfähigkeit fest. Die Kommission ist 

beschlussfähig, sofern ordnungsgemäß eingeladen wurde und mindestens vier Mitglieder, 

einschließlich der/des Vorsitzenden oder ihres/seines Stellvertreters, teilnehmen. Bei 

Beschlussunfähigkeit ist die/der Vorsitzende verpflichtet, innerhalb von vier Wochen ordnungsgemäß 

eine Sitzung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen. Für diese Sitzung besteht Beschlussfähigkeit 

bei Anwesenheit von mindestens drei Mitgliedern, einschließlich der/des Vorsitzenden oder 

ihres/seines Stellvertreters; 

(2) Bei der Beschlussfassung entscheidet die einfache Mehrheit der erschienenen Mitglieder. Bei 

Stimmengleichheit gilt der Beschlussantrag als abgelehnt. Das Stimmrecht kann nicht übertragen 

werden. 

(3) Über die Art der Abstimmung (insbesondere schriftlich, durch Zuruf oder Handheben) entscheidet 

die/der Vorsitzende. Die Abstimmung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der 

anwesenden Mitglieder dies beantragt. Wahlen sind geheim. 

(4) In Eil- oder sonstigen Ausnahmefällen, welche der/die Vorsitzende feststellt, können Beschlüsse 

schriftlich im Umlaufverfahren gefasst werden. Die so gefassten Beschlüsse sind in die Niederschrift 

der nächsten Sitzung aufzunehmen. 

§ 3 Arbeitsgruppen 

Die Kommission kann projektbezogene, zeitlich befristete Arbeitsgruppen einrichten. Die Mitglieder 

der jeweiligen Arbeitsgruppe werden von der Kommission berufen, die auch über den Arbeitsauftrag 

und die Arbeitsweise befindet. Die Mitglieder der Arbeitsgruppen verpflichten sich im Rahmen der 

rechtlichen Regelungen zur Verschwiegenheit und zum Schutz personenbezogener Daten, die ihnen 

im Rahmen ihrer Tätigkeit bekannt werden. Jeder Arbeitsgruppe muss mindestens ein Mitglied der 

Kommission angehören. Sofern externe Personen zu Mitgliedern der Arbeitsgruppe berufen werden, 

bedarf dies der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder der Kommission. Die Regelungen für die 

Kommission gelten für die Arbeitsgruppen sinngemäß. 

§ 3 Inkrafttreten 

Die Geschäftsordnung tritt am 1. Juni 2024 in Kraft. 

Köln, den 16. Mai 2024 

Die Mitglieder der Unabhängigen Aufarbeitungskommission des Erzbistums Köln 


